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NAL YSE zur zunehmenden Politisierung d er Bildungsentscheide im Kanton Baselland 

ie Idee des Baselbieter Bil­
dungsrats ist eigentlich beste­

Ein breit abgestiitztes 

Baselland ist. Mit seiner Parlamentari­
schen Initiative fan d er vor einer Woche 
Gehõr bei SVP, FDP und Teilen der politi­
schen Mitte. Mit 50 zu 35 Stimmen wurde 
das Vierfünftelmehr allerdings verpasst, 
sodass es nun zum Urnengang kommt. 

Severine Wirz eine Vertreterin des Ge­
werkschaftsbundes. Nur mit einer bera­
tenden Stimme vertreten sind die Lan­
deskirchen Baselland. Gremium, in dem Politiker, 

Fachleute sowie Verbandsvertreter zu­
sammen über Bildungsfragen diskutie­
ren, d en Regierungsrat und di e Bildungs­
direktion beraten und über Stundenta­
feln, Stufenlehrplãne sowie Lehrmittel 
entscheiden. Doch dieses Gremium gerãt 
stark unter Druck - politischen Druck. Es 
steht der Vorwurfim Raum, dass der Bil­
dungsrat den Bezug zum Berufsalltag der 
Lehrkrãfte und zu den wirklichen Be­
dürfnissen der Schüler verloren habe. 
Das über allem thronende Beispiel hier­
für soll der Lehrplan 21 sein, der jetzt 
<<Lehrplan Volksschule BL» heisst. 

Was liegt also nãher, als dass man dem 
Bildungsrat die Entscheidungskompetenz 
über den Lehrplan entzieht und sie den 
Vertretern des Baselbieter Stimmvolkes -
d em Landrat - zuspricht? Genau das 
mõchte Landrat]ürg Wiedemann von 
den Grünen-Unabhãngigen, der bekannt­
lich auch Teil des Komitees Starke Schule 

Doch stimmen die Vorwürfe, dass der Bil­
dungsrat ein realitãtsfernes Expertengre­
mium ist? Ein Blick auf di e genaue Zu­
sarnmensetzung genügt, um dies zu ver­
neinen: 14 Mitglieder urnfasst der Rat. 
Prãsidiert wird er von der al<tuellen Bil­
dungsdirektorin Monica Gschwind (FDP), 
Vizeprãsident ist mit dem Geschãftsfüh­
rer des Ausbildungsverbunds der berufli­
chen Grund- und Weiterbildung Apren­
tas, RolfKnechtli, ein Fachmann. Er sitzt 
als Vertreter der Handelskammer beider 
Base! im Bildungsrat. Auch Wirtschafts­
kammer-Yertreter Urs Berger ist im Be­
reich Berufs- un d Weiterbildung tãtig. Da­
zu kommenjeweils ein Vertreter von 
SVP, FDP, SP, Griinen und CVP, vier Ver­
treter der Lehrerschaft (drei der Arntli­
chen Kantonalkonferenz und einer vom 
Lehrerverein) sowie mit Sozialarbeiterin 

Michael Nittnaus 
«Es findet eine 
Politisierung un d 
Ideologisierung 
der Bildung 
statt.» 

Bei 13 stimmberechtigten Mitgliedern 
brãuchte es also mindestens 7, die wis­
sen, wie ein praxistauglicher Lehrplan 
aussehen muss. 4 sind wie erwãhnt Leh­
rer, 2 sind in leitenden Funktionen in der 
Berufs- un d Weiterbildung tãtig- macht 
6. Die 5 Parteivertreter sind zwar explizit 
keine Lehrer, sondern unter anderemju­
risten oder Kaufmãnnische Angestellte. 
Doch werden sie ja von d en Parteien sel­
b er ausgewãhlt. überhaupt wãhlt der 
Landrat- aufVorschlag der Regierung­
den Bildungsrat alle vier Jahre. 

Die Vorwürfe der Landratsmehrheit sind 
also haltlos. Mehr noch: Sie verschleiern 
das eigentliche Interesse, das hinter dem 
Angriff steht. Vor allem di e Ratsrechte 
mõchte dank ihrer neuen Stãrke ver­
mehrt Einfluss darauf nehmen, wie un d 
was an den Baselbieter Schulen gelehrt 
werden soll. Es finden eine Politisierung 

Di e Baselbieter Sparplãne kõnnen beim Universitãts-Kinderspital bei d er Basel nicht wie geplant umgesetzt werden. HEINZ DÜRRENBERGER 

Regierung }{ann ni eh t sparen 
Kinderspital Baselland weicht wegen Verpflichtungen von eigener Sparvorgabe ab 

VON ROGER LANGE 

Das Universitãts-Kinderspital beider Base! 
(UKBB) soll vom Kanton Baselland 16,4 Mil­
lionen Franken für gemeinwirtschaftliche 
und besondere Leistungen in den Jahren 
2016 bis 2018 bekommen. Das entspricht 
5,46 Millionen pro Jahr. Laut Regierung ist 
ihre eigene Sparvorgabe von 1,5 Millionen 
Franken gegenüber dem laufenden jahr 
beim UKBB nicht umsetzbar. 

Gemãss dem Krankenversicherungsge­
setz (KVG) müssen die Kosten medizini­
scher Behandlungen mit Patienten-Tarifen 
gedeckt werden. Die Kantone tragen je­
doch gemeinwirtschaftliche Leistungen, 
vor allem di e Aufrechterhaltung von Spital­
kapazitãten aus regionalpolitischen Griin­
den oder Forschung und universitãre Leh­
re sowie ungedeckte Kosten etwa bei feh­
lenden oder zu tiefen Tarifen. 

Beim UKBB werden die nicht über Tarife 
abgedeckten Kosten zwischen den beiden 
Trãgerkantonen aufgeteilt. Aus dem Basel­
biet kommen mehr stationãre UKBB-Pati-

enten, aus Basel-Stadt mehr ambulante. 
Weil Ietzterer Bereich eine Unterdeckung 
ausweist, werden die ambulanten Anteile 
für den Verteilschlüssel herangezogen. 

Sparziel1,5 Millionen 
Die Sparvorgabe der Baselbieter Regie­

rung würde für das UKBB einen gegenüber 
dem laufenden Jahr um 1,5 Millionen Fran­
ken tieferen Beitrag bedeuten. Dies sei je­
doch <<nicht zielführend», heisst es in der 
am Mittwoch publizierten Regierungsvorla­
ge. Nach Gesprãchen mit dem UKBB und 
Basel-Stadt resultiere eine Senkung um 
170 000 Franken. 

Da d er Verteilschlüssel bereits seit Jahren 
<<verzerrt>> worden sei wegen <<einseitigen 
Sparmassnahmem> vonseiten des Basel­
biets, ziehe nun eine Senkung um 170 000 
Franken des Landkantons eine solche des 
Stadtkantons um 480 000 Franken nach 
sich. Dem UKBB fliessen damit insgesamt 
also 650 000 Franken weniger zu. Von den 
neuen Jahrestranchen von 5,46 Millionen 
Franken macht die ambulante Unterde-

ckung mit 4,4 Millionen den Lõwenanteil 
aus. 2014 und 2015 (Budget) belief sich die­
ser Posten auf 4,59 Millionen Franken. 
Ebenfalls Finanzierungsbedarf haben die 
Weiterbildung von FMH-Fachãrzten, der 
Spital-Sozialdienst und die Transplantati­
onskoordination. 

Mehr sparen kostet Leistungen 
Das UKBB sei zwar <<finanziell gesuncb>, 

schreibe aber rote Zahlen wegen eines hãn­
gigen Tarifstreits mit der Invalidenversiche­
rung (IV). Drei Viertel der ambulanten und 
stationãren Umsãtze seien derzeit von Ge­
richten festgelegt. Zudem halte der Trend 
an zu ambulanten Behandlungen, wo eine 
Deckungslücke besteht. Reduziere Basel­
land seine Beitrãge für gemeinwirtschaftli­
che Leistungen stãrker, drohe dem UKBB 
ein Defizit. Das würde zulasten der Reser· 
ven oder des Leistungsangebotes gehen. 
Letzteres würde den Kostendeckungsgrad 
versch!echtern. Auch wãre der Leistungs­
auftrag nicht mehr zu erfüllen, was <<Versor­
gungsprobleme» brãchte. (SDAl 

Reduziert Baselland 
sein e Beitrãge für 
gemeinwirtschaftli­
che Leistungen 
stãrker, droht dem 
UKBB ein Defizit. 
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und eine Ideologisierung der Bildung 
statt - und dies bei Entscheiden, die di­
rekt das Schulzimmer betreffen. Das ist 
aber eben gerade das, was man mit dem 
Bildungsrat verhindern wollte. 

Sollen wirklich die 90 Volksvertreter mit 
aii ihren politischen Interessenbindungen 
darüber entscheiden, wie die <<Gute 
Schule Baselland» der Zukunft aussieht? 
Damit soll nicht gesagt sein, dass d er 
Lehrplan 21 ein vollumfanglich gelunge­
nes W er k ist. Mitnichten. Tatsãchlich hat 
er einige Schwãchen und musste bereits 
stark überarbeitet werden. Eventuell 
folgt noch eine weitere überarbeitung. 
Doch wird er erst einmal im Schulalltag 
angewendet, wird er automatisch von 
den Schulleitern und den Lehrern praxis· 
tauglich interpretiert. Viel schlimmer wã­
re es dagegen, wenn der Lehrplan 21 
durch die Kompetenzverschiebung end­
gültig den parteipolitischen Graben­
kãmpfen zwischen Links und Rechts im 
Landrat ausgeliefert würde. 

mJ michael.nittnaus@azmedien.ch 
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* Zwischenruf 
Wenn sich der 
Gemeinderat schiimt 
'* Lauber vor leeren Stühlen 

<<Enttãuschend und peinlich» - so 
drückt sich der Gemeinderat im Dug­
ginger Dorfblatt aus und deutet damit 
das geringe Interesse an für den Infor­
mationsanlass im September mit Regie­
rungsprãsident Anton Lauber. Neben 
dem Gemeinderat und den Verwal­
tungsmitarbeitenden haben nãmlich 
nur gerade fünfPersonen teilgenom­
men. Der Gemeinderat war der An­
sicht, dass ein Podium mit Lauber eine 
Herausforderung für alle Leute gewe­
sen wãre, bei dem man ungezwungen 
auch Fragen zum Kanton hãtte stellen 
dürfen. <<Leider war es den Einwohne­
rinnen und Einwohnern nicht wichtig 
genug und zu wenig interessant, um ak­
tiv dabei zu seim>, konstatiert der Ge­
meinderat und meint gelmickt: <<Wir 
schãmen uns ein wenig, Regierungsprã­
sident Lauber die Zeit gestohlen zu ha­
ben.» Anton Lauber werde wohl nicht 
so schnell mehr zu einem Besuch in 
Duggingen zu motivieren sein. <<Schade 
und ganz unmissverstãndlich schlecht 
für unser Dorfi>, braucht der Gemein­
derat deutliche Worte. (S1Zl 

Traubenemte lãuft 

Hitzesommer hat 
d en Reben gefallen 

Die ersten geernteten Trauben des 
Weinjahrgangs 2015 versprechen im Ba­
selbiet <<ausgezeichnete Qualitãt», wie 
die Behõrden verlauten Iassen. Der Zu­
ckergehalt sei hoch und der Reifezu­
stand sehr gut. Derzeit sei mit gut 400 
Tonnen rund die Hãlfte der zu erwar­
tenden Ernte eingefahren, teilt Rebbau­
kommissãr Andreas Buser vom Land­
wirtschaftlichen Zentrum Ebenrain in 
Sissach mit. Die weisse Hauptsorte Ries­
ling-Sylvaner ist fast ganz gelesen, wãh· 
rend bei der roten Hauptsorte Blaubur­
gunder di e Ernte in vollem Gang ist. 

Nachdem die Lese mit einer Woche 
Vorsprung gegenüber 2014 begonnen 
hat, rechnet Buser mit einem Absch!uss 
der Haupternte Mitte Oktober. Ange­
sichts der bis dann prognostizierten 
giinstigen Witterung und dem al<tuellen 
Zustand der Trauben dürfe man auf et­
was mehr als die im Vorjahr geernteten 
800 Tonnen Trauben hoffen. Kaum Pro­
bleme machte die Kirschessigfliege, die 
noch im vergangenen Jahr bei der Lese 
sehr viel Aufwand zum Aussortieren be­
fallener Beeren verursacht hatte. (SDAl 


